
Schlu ßb emerkung 
Der hohe Wert des Paktes liegt nicht so sehr darin, daß er in 
rechtlicher Hinsicht sofort erhebliche Veränderungen mit sich 
bringt. E r liegt im politischen Bereich. Zum ersten Male wer­
den auf weltweiter Ebene wirtschaftliche, soziale und kul­
turelle Rechte in einem umfassenden Sinne zum Gegenstand 
des Völkerrechts gemacht und als Bestandteil des Völker­
rechts anerkannt. Darüber hinaus kann gerade der erwähnte 
>dynamische< Charakter des Paktes eine Entwicklung einlei­
ten, die auf eine Verfestigung jener wirtschaftlichen, sozia­
len und kulturellen Rechte abzielt. Das ist sehr bedeutsam, 
denn ohne solche Rechte könnte die Berufung auf die Men­
schenwürde und die daraus abzuleitenden Freiheitsrechte 

eine leere Hülse werden. Nur durch die Gewährung und den 
Ausbau solcher Rechte wird jene materielle und geistige U m ­
welt geschaffen, in der die menschliche Persönlichkeit sich 
sinnvoll entfalten kann. 
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Ein Hoher Kommissar für Menschenrechte bleibt das Ziel OR KARIN GRASSHOF 

Das Thema > Schaffung des Amtes eines Hochkommissars der 
Vereinten Nationen für Menschenrechte; war jahrelang ein 
besonderer Tagesordnungspunkt der Generalversammlung 
der Veinten Nationen. Das wird zukünftig, jedenfalls bis auf 
weiteres, nicht mehr der Fa l l sein. Denn am 14. Dezember 
1973 beschloß 1 die 28. Generalversammlung unter Hinweis auf 
frühere Bemühungen, Mittel und Wege zur weiteren Verbes­
serung und Durchsetzung des Schutzes der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten zu prüfen und sich mit ihnen auf der 
30. Tagung der Generalversammlung (1975) zu befassen, ohne 
daß die Einsetzung eines besonderen Hochkommissars der 
Vereinten Nationen für Menschenrechte im Resolutionstext 
erwähnt wurde. Das heißt: eine Befassung mit einem Hoch­
kommissars wird nur noch neben anderen Anstrengungen 
um die Durchsetzung der Menschenrechte möglich sein. Die 
mit dieser Entschließung verbundene Absage an die unmittel­
bare Weiterverfolgung des Gedankens eines Hohen Kommis­
sars für Menschenrechte wirft Fragen nach den Gründen auf. 

I 

Bemühungen um die Schaffung eines Hochkommissars für 
Menschenrechte setzten einige Jahre nach Gründung der Welt­
organisation ein, wozu die in der Charta in den Artikeln 1 
Satz 3, 13 und 55 enthaltenen Forderungen nach einem ver­
stärkten Schutz der Menschenrechte die allgemeine Grund­
lage bildeten. Seitdem sind mit der Verkündung der Allge­
meinen Erklärung der Menschenrechte am 10. Dezember 19482 

und mit der Annahme der beiden Internationalen Pakte über 
bürgerliche und politische Rechte sowie über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte3 am 16. Dezember 1966 auf dem 
Gebiet des Menschenrechtsschutzes Höhepunkte erreicht wor­
den. Im Zuge der Verhandlungen über mögliche Entwürfe 
der Pakte brachte Uruguay in der Generalversammlung von 
1950 die Einsetzung eines Hochkommissars für Menschen­
rechte ins Spiel und legte dann auf der Tagung der Kommis­
sion für Menschenrechte von 1951 einen 17 Artikel umfassen­
den Entwurf für die internationale Absicherung der Men­
schenrechte durch einen Hochkommissar für Menschenrechte 
vor 4. Nach diesem Vorschlag sollte der Hochkommissar selb­
ständige Ermittlungsbefugnisse in den Mitgliedstaaten des 
Paktes sowie das Recht besitzen, erhaltene Individualbe­
schwerden im Falle des Scheiterns von Vermittlungsversuchen 
der Kommission für Menschenrechte der Vereinten Nationen 
vorzulegen, die dann ihrerseits eigene Ermittlungen zu füh­
ren hätte. Der Vorschlag von Uruguay wurde seinerzeit nicht 
weiter verfolgt, aber das Grundsatzthema blieb weiterhin im 
Gespräch. Es wurde dann aufgrund der Ergebnisse eines im 
Mai 1964 in Kabul abgehaltenen UN-Seminars über Men­
schenrechte wieder auf die Tagesordnung der UN-Menschen­
rechtskommission5 gesetzt, jedoch wegen Terminschwierig­
keiten vorerst nicht im einzelnen behandelt. In der Zwischen­

zeit hatte Costa Rica der Generalversammlung von 1965 einen 
eigenen Resolutionsentwurf vorgelegt". Nach ihm sollte ein 
unabhängiger Menschenrechtskommissar im Rahmen der Ver­
einten Nationen für fünf Jahre gewählt werden und folgende 
Hauptaufgaben haben: 

1. E r solle bei der Förderung und Verwirklichung der Men­
schenrechte Hilfe leisten und versuchen, die Beachtung der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte sicherzustel­
len; 

2. er solle die Kommission der Vereinten Nationen für Men­
schenrechte und andere Organe der Vereinten Nationen 
bezüglich der periodischen Menschenrechtsberichte oder 
anderer Mitteilungen der Regierungen zu Menschenrechts­
fragen beraten und ihr Beistand leisten; 

3. er solle über den Wirtschafts- und Sozialrat der General­
versammlung jährlich berichten und in dringenden Fällen 
Sonderberichte vorlegen; 

4. er solle jeder Regierung auf Anforderung Hilfe und Bei­
stand leisten und mit Einverständnis dieser Regierung 
über seine diesbezüglichen Tätigkeiten berichten. 

Die Generalversammlung forderte den Wirtschafts- und So­
zialrat auf7, diesen Vorschlag der Menschenrechtskommission 
zur weiteren Prüfung zu übermitteln. Die Kommission setzte 
1966 eine Arbeitsgruppe von neun ihrer Mitgliedstaaten zur 
weiteren Prüfung ein 8. Diese Arbeitsgruppe, die aus Dele­
gierten von Costa Rica, Dahomey, Frankreich, Großbritannien, 
Jamaika, Österreich, Philippinen, Senegal und den U S A be­
stand (die Ostblockmitglieder hatten eine Beteiligung abge­
lehnt), ergänzte den ursprünglichen Entwurf und unterbrei­
tete der Kommission einen neuen, den diese 1967 erörterte 
und dem Wirtschafts- und Sozialrat vorlegte9. Der Rat leitete 
ihn mit der Empfehlung der Annahme 1 0 unverändert an die 
Generalversammlung weiter. In der empfehlenden Resolution 
des Rates war statt von der Wahl eines Hohen Kommissars 
für Menschenrechte von der Einsetzung des Amtes eines Ho­
hen Kommissars die Rede. Die rechtliche Unabhängigkeit des 
Kommissars wurde besonders hervorgehoben, gleichzeitig 
aber auch dadurch eingeschränkt, daß ihm ein Gremium von 
sieben beratenden Experten beigegeben werden sollte. Seine 
Verpflichtung zur Zusammenarbeit mit dem Generalsekre­
tariat sowie mit allen anderen in Betracht kommenden Gre­
mien der Vereinten Nationen im Rahmen der UN-Charta 
wurde besonders herausgestellt. Zugleich forderte der Wirt­
schafts- und Sozialrat den UN-Generalsekretär auf 1 1, diesen 
Entwurf allen Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen und 
den betroffenen Sonderorganisationen zur Stellungnahme zu­
zuleiten. 

Die Generalversammlung sah sich 1966 und 1967 nicht zu einer 
abschließenden Beratung des Themas in der Lage. Die Erör­
terungen waren von den inzwischen vorliegenden schriftlichen 
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Äußerungen der Mitgliedstaaten bestimmt. Ferner lag ein 
Änderungsantrag von Tansania 1 2 vor, mit dem u. a. dem 
Hochkommissar ein eigenes Initiativrecht zur Förderung und 
Stärkung einer universellen und wirksamen Anerkennung 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten zugesprochen wer­
den sollte13. 
Mit Zeitmangel und anderen unzulänglichen Gründen ver­
tagten die Generalversammlungen der folgenden Jahre die 
Behandlung des Themas >Hochkommissar für Menschenrechte< 
bis 1970. Die 24. Generalversammlung von 1969 hatte ledig­
lich den Generalsekretär beauftragt, der nächsten Tagung 
einen zusammenfassenden Bericht über die bisher kundge­
tanen unterschiedlichen Auffassungen zur Errichtung eines 
entsprechenden Amtes vorzulegen. 
Auf der Grundlage dieses eingehenden Berichtes des Gene­
ralsekretariats vom 28. August 197014 fand dann im Dezember 
1970 im Dritten Hauptausschuß der 25. Generalversammlung 
eine besonders gründliche, wengleich nur zweieinhalb Tage 
dauernde Beratung statt. In ihr kam die grundsätzlich ableh­
nende Haltung der Ostblockstaaten durch einen Abänderungs-
antrag der Sowjetunion zur ursprünglichen Empfehlung des 
Wirtschafts- und Sozialrates 1237(XLII) zum Ausdruck. Da­
nach sollte die Frage der Gründung eines UN-Hochkommis­
sars für Menschenrechte von der Tagesordnung der General­
versammlung abgesetzt werden. Indien versuchte erfolglos, 
den Vorschlag des Wirtschafts- und Sozialrates durch Strei­
chung der Hinweise auf die Unabhängigkeit des Kommissars 
und durch stärkere Hervorhebung seiner Konsultationsver­
pflichtungen annehmbar zu machen. Als Ceylon einen Antrag 
auf erneute Vertagung einbrachte, bemühte sich die westliche 
Gruppe (Costa Rica, Uruguay, USA, Kanada, Frankreich, 
Niederlande und Afghanistan) darum, diesen Antrag wenig­
stens durch eine grundsätzliche Anerkennung des Prinzips 
der Einrichtung eines Hohen Kommissars für Menschenrechte 
anzureichern. Saudi-Arabien versuchte darüber hinaus, den 
1973 angenommenen Passus über die Prüfung anderer geeig­
neter Verfahrensweisen zur Durchsetzung der Menschenrechte 
aufzunehmen. Weitere Änderungsanträge der UdSSR und von 
Saudi-Arabien, die den Vertagungsantrag entweder durch 
Hervorhebung der Streitpunkte oder durch Aufnahme neuer 
Vorschläge über die Einsetzung regionaler Menschenrechts­
kommissionen verstärken wollten, fanden ebenfalls keine hin­
reichende Unterstützung. Schließlich nahm der 3. Hauptaus­
schuß mit 54 Stimmen der Ostblockstaaten (aber auch Grie­
chenlands und der Türkei) gegen 38 Stimmen der westlichen 
Gruppe den Antrag Ceylons auf Verschiebung der Debatte 
an; die Generalversammlung bestätigte am 14. Dezember 
1970 dementsprechend eine Vertagung auf ihre Tagung von 
197115. 

Auf der 26. Generalversammlung von 1971 wiederholte sich 
dieser Vorgang. Einem ausführlichen Resolutionsentwurf 
Schwedens und weiterer neun Staaten über die Einsetzung 
eines Hohen Menschenrechtskommissars standen die Alterna­
tivanträge Saudi-Arabiens gegenüber, wonach entweder das 
Thema nicht vor weiteren eingehenden Studien durch den 
Wirtschafts- und Sozialrat behandelt werden sollte oder jede 
Entscheidung bis zur Vorlage eingehender Unterlagen über 
die finanziellen Folgen durch das Generalsekretariat zurück­
zustellen sei. Auf Vorschlag von Costa Rica beschloß der 
Dritte Hauptausschuß mit 54 Stimmen u. a. der westlichen 
Gruppe gegen 12 Stimmen des Ostblocks bei 39 Enthaltungen, 
der Generalversammlung eine nochmalige Vertagung auf 
1972 zu empfehlen. Dieser Vorschlag wurde vom Plenum an­
genommen, jedoch auf den Antrag des Sudans mit der Maß­
gabe, weitere Erörterungen erst 1973 wieder aufzunehmen1 6. 
Auf der 28. Generalversammlung 1973 ist der frühere Antrag 
Schwedens und weiterer neun Staaten erneut von Schweden 
mit Unterstützung von Costa Rica und Uruguay eingebracht 
worden 1 7. Der Entwurf einer Gegenresolution, wonach von 

weiteren Erörterungen dieses Themas in der Generalver­
sammlung abgesehen werden sollte, wurde dieses Mal von 
Bulgarien vorgelegt. Die angenommene Resolution 3136 ( X X V 
III ) mit dem eingangs erwähnten Ergebnis einer eingeschränk­
ten Vertagung auf 1975 beruhte auf einem Vermittlungsvor­
schlag Irlands. Wie skeptisch die überwältigende Mehrheit 
auf der 28. Generalversammlung die Aussichten für weitere 
Erörterungen dieses Themas beurteilte, läßt sich aus dem 
Abstimmungsergebnis ersehen: Die Resolution wurde mit 105 
Stimmen ohne Gegenstimme bei 23 Enthaltungen (u. a. von 
Costa Rica und Bulgarien) angenommen. 
Andererseits ist festzustellen, daß der Gedanke der Einset­
zung eines Hohen Kommissars für Menschenrechte in den 
verschiedensten Gremien und Bereichen in aller Welt Unter­
stützung gefunden hat. Das Interesse der Dritten Welt wurde 
durch die UN-Seminare in Kabul (Afghanistan) vom 12. bis 
25. Mai 1964 und in Dakar (Senegal) vom 8. bis 22. Februar 
1966 bewiesen. Weitere Erörterungen fanden auf einer ent­
sprechenden Konferenz in Daressalam statt. Die Konferenz 
des World Peace Through Law Center in Bangkok vom 
7. bis 12. September 1969 befaßte sich auf Grund eines von 
dem Vertreter der U S A Bernard Frank vorgelegten Arbeits­
papieres über die Praxis der Einsetzung eines Ombudsmannes 
ebenfalls mit diesen Problemen. Wichtige Anstöße zur Wei­
terbehandlung des Themas gingen auch von den Resolutionen 
der Internationalen Konferenz über Menschenrechte in Tehe­
ran vom 22. April bis 13. Mai 1968 aus. Die auf Veranlassung 
dieser Konferenz und auf der Grundlage der Resolution 2442 
( X X I I I ) der UN-Generalversammlung vom Generalsekreta­
riat der Vereinten Nationen ausgearbeiteten Regeln über das 
Verfahren der mit Menschenrechtsfragen betrauten UN-Gre­
mien könnten für eine in Aussicht genommene Zusammen­
arbeit von Regionalgruppen Bedeutung gewinnen. Besonders 
wichtige Anregungen sind auf dem im Rahmen des Europa­
rates organisierten Internationalen Colloquium über die 
Menschenrechte in Wien vom 18. bis 20. Oktober 1965 geäußert 
worden. 

I I 

a) Bei den bisherigen Erörterungen wurde zugunsten der 
Einrichtung des Amtes eines Hohen Kommissars für Men­
schenrechte vor allem auf die Notwendigkeit einer weiteren 
Durchsetzung der in der UN-Charta aufgeführten, in der A l l ­
gemeinen Erklärung der Menschenrechte proklamierten und 
in weiteren UN-Übereinkommen garantierten Menschenrechte 
hingewiesen. Gegen die Begründung eines solchen Amtes 
wurde vor allem eingewandt, die damit verbundene Einfluß­
nahme auf die inneren Angelegenheiten der Mitgliedstaaten 
verstoße gegen das in Art. 2 Abs. 7 der UN-Charta garan­
tierte Verbot des Eingriffs der Vereinten Nationen in Ange­
legenheiten, die ihrem Wesen nach zur inneren Zuständigkeit 
eines Staates gehören. Es bestehe außerdem die Gefahr, daß 
die > supranationale Autori tär der vorgesehenen Einzelperson 
von den Großmächten zu unerlaubten Einflußnahmen in in­
nere Angelegenheiten anderer Staaten mißbraucht werden 
könne, zumal es für die Einzelausgestaltung der Menschen­
rechte im innerstaatlichen Bereich keine für alle Staaten ein­
heitlichen Grundsätze gebe. Die Tätigkeit eines Hochkommis­
sars könne leicht in Widerspruch zu den Aufgaben des U N -
Generalsekretariats oder bereits vorhandener anderer inter­
nationaler Gremien geraten; er werde deshalb in weitem 
Umfange Doppelarbeit verrichten müssen. Die bereits jetzt 
beim Generalsekretariat der Vereinten Nationen eingehenden 
jährlich rund 16 000 Mitteilungen von Privatpersonen über 
Menschenrechtsverletzungen, auf deren Weiterleitung an die 
betroffenen Mitgliedstaaten in der Regel nichts erfolge, ver­
ursachten Kosten von über einer Million Dollar im Jahr. Die 
mit der Einrichtung des Amtes eines Hohen Kommissars ver­
bundenen Kosten würden weit höher sein. Es sei besser, die 
für die Schaffung eines solchen Amtes benötigten Kräfte und 
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Mittel für die Ratifizierung der von der Generalversammlung 
angenommenen beiden Mensehenrechtspakte zu verwenden. 
Von westlicher Seite wurde demgegenüber eingewandt, die 
Aufgaben des Hohen Kommissars sollten im wesentlichen 
beratender und berichtender Natur sein; seine Tätigkeit solle 
an die Zustimmung der betreffenden Staaten gebunden sein 
und nicht die Verurteilung von souveränen Staaten, sondern 
die Förderung der Menschenrechte ganz allgemein zum Ge­
genstand haben 1 8. Da die Art. 55 und 56 der UN-Charta die 
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen nach einer kürzlichen 
Äußerung des Internationalen Gerichtshofes unmittelbar zur 
Beachtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten verpflich­
teten, könne auch von einem Verstoß gegen Art. 2 Abs. 7 der 
Charta keine Rede sein 1'. 
b) Angesichts der in den bisherigen Debatten zutage getrete­
nen starken politischen Gegensätze, die zudem noch durch die 
Art des Vortrages verschärft wurden, erscheint das Mißlingen 
aller Vermittlungsversuche verständlich. Wenn einerseits die 
unzureichende Effektivität des im Rahmen der Vereinten Na­
tionen bisher vorgesehenen Menschenrechtsschutzes nicht 
übersehen werden kann, so wird andererseits dem Argument, 
erst sollten die vorhandenen Möglichkeiten, insbesondere 
durch Ratifizierung der beiden Menschenrechtspakte, ausge­
schöpft werden, nicht jede Überzeugungskraft abgesprochen 
werden können. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat insoweit alle verfas­
sungsrechtlich möglichen Maßnahmen getroffen und insbe­
sondere die beiden Pakte sowie die Konvention über die Be­
seitigung jeder Form von Rassendiskriminierung ratifiziert. 
Darüber hinaus hat sich der deutsche Vertreter bei den E r ­
örterungen im Dritten Hauptausschuß der 28. Generalver­
sammlung 1973 in besonderer Weise für die Einsetzung eines 
Hohen Kommissars für Menschenrechte ausgesprochen20 und 
damit eine Auffassung wiederholt, die bereits auf der Men­
schenrechtskonferenz in Teheran im Jahre 1968 vom damali­
gen Bundesminister der Justiz, Dr. Gustav Heinemann, nach­
drücklich vertreten worden ist 2 1. 

I I I 

Die nunmehr offensichtlich eingetretene Unmöglichkeit, die 
bisherige Konzeption eines Hohen Kommissars für Menschen­
rechte in absehbarer Zeit zu verwirklichen, verlangt nach 
weiterer Prüfung der in der Resolution SlSöCXXVIII) 1 aufge­
führten alternativen Lösungsmöglichkeiten. Insoweit sind 
neben einer weiteren Ausgestaltung des bereits bestehenden 
Berichtssystems und der Erweiterung der Befugnisse der 
Menschenrechtskommission zur Entgegennahme und Prüfung 
von Individualbeschwerden2 2, insbesondere die in den Debat­
ten bereits mehrfach angedeuteten Möglichkeiten von Inter­
esse, weitere regionale Menschenrechtskommissionen zu 
schaffen und Koordinierungstreffen dieser Regionalorgani­
sationen abzuhalten. Möglicherweise käme auch eine kol­
legiale, nach den üblichen regionalen Gesichtspunkten ausge­
wählte Zusammensetzung des Amtes eines Menschenrechts­
kommissars in Betracht, wie sie bereits u. a. von Jamaica 
vorgeschlagen worden ist 2 3. In verfahrensmäßiger Hinsicht ist 
bereits auf der letzten Generalversammlung (1973) der Ge­
danke geäußert worden, eine Förderung der Bestrebungen 
zur Schaffung eines Hohen Kommissars für Menschenrechte 
sei nach dem gegenwärtigen Stande vielleicht am ehesten 
durch unmittelbare Gespräche der maßgebenden Persönlich­
keiten zu erreichen, die nicht auf den Generalversammlungen, 
sondern in den dazwischenliegenden Zeiten stattfinden soll­
ten 2 4. Die Bundesregierung ist durch eine besondere Ent ­
schließung des Deutschen Bundestages anläßlich der Verab­
schiedung des Vertragsgesetzes zum Internationalen Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte aufgefordert worden, 
in den Vereinten Nationen weiterhin für die Schaffung des 
Amtes eines Hohen Kommissars für Menschenrechte einzu­

treten. Die praktischen Möglichkeiten, über eine bloße Für­
sprache hinausgehende echte Erfolge in dieser Richtung zu 
erzielen, dürften jedenfalls im jetzigen Zeitpunkt sehr be­
grenzt sein. 

A n m e r k u n g e n 

1 U N - D o c . A / R e s / 3 l 3 6 ( X X V I I I ) v o m 14. D e z e m b e r 1973. — D e u t s c h e 
U b e r s e t z u n g s i e h e n a c h s t e h e n d e n A n h a n g . 

2 S i e h e V N 2 1 . J g . (1973) H e f t 6, S. 173; S c h w e l b , E g o n : D i e M e n s c h e n ­
r e c h t s b e s t i m m u n g e n d e r C h a r t a d e r V e r e i n t e n N a t i o n e n u n d d i e 
A l l g e m e i n e E r k l ä r u n g d e r M e n s c h e n r e c h t e , i n : V N 2 1 . J g . (1973) 
H e f t 6, S . 180 f f . 

3 S i e h e S. 16 f f . d i e s e r A u s g a b e . 
4 A n n e x I I I z u m B e r i c h t d e r U N - M e n s c h e n r e c h t s k o m m i s s i o n ü b e r 

i h r e 10. T a g u n g , U N - D o c . E / 2 5 7 3 , U N - D o c . E / C N . 4 / 7 0 5 ; E r m a c o r a : E i n 
U N - H o c h k o m m i s s a r f ü r M e n s c h e n r e c h t e ? , i n : ö s t e r r e i c h i s c h e Z e i t ­
s c h r i f t f ü r A u ß e n p o l i t i k , 6. J g . (1966) , S. 259 f f . 

5 2 1 . T a g u n g . 
6 O f f i c i a l R e c o r d s o f t h e G e n e r a l A s s e m b l y , T w e n t i e t h S e s s i o n , A n ­

n e x e s , A g e n d a i t e m 98 , U N - D o c . A / 5 9 6 3 ; W o r t l a u t a u c h i n : U N - D o c . 
E / C N . 4 / A C . 2 1 / L . 1 . 

7 U N - D o c . A / R e s / 2 0 6 2 ( X X ) v o m 16. D e z e m b e r 1965. 
8 22. T a g u n g , R e s o l u t i o n 4 v o m 30. M ä r z 1966. 
9 23. T a g u n g , R e s o l u t i o n 14 v o m 22. M ä r z 1967. 

10 U N - D o c . E / R e s / 1 2 3 7 ( X L I I ) v o m 6. J u n i 1967; s i e h e f e r n e r U N - D o c . 
A / 6 6 9 9 m i t d e m W o r t l a u t . 

11 U N - D o c . E / R e s / 1 2 3 8 ( X L I I ) v o m 6. J u n i 1967. 
12 U N - D O C . E / A C . 7 / L . 5 2 6 . 
13 V g l . a u c h U N - D o c . A / 6 6 9 9 u n d C o r r . l . 
14 U N - D o c . A / 8 0 3 5 . 
15 B e r i c h t d e s 3. H a u p t a u s s c h u s s e s a n d i e 25. G e n e r a l v e r s a m m l u n g , 

U N - D o c . A / 8 2 3 1 . 
16 U N - D o c . A / R e s / 2 8 4 1 ( X X V I ) v o m 18. D e z e m b e r 1971. 
17 D i e s e r R e s o l u t i o n s e n t w u r f A / C . 3 / L . 2 0 7 5 i s t w e g e n s e i n e r B e d e u t u n g 

f ü r d e n d e r z e i t i g e n S t a n d d e r E r ö r t e r u n g e n b e s o n d e r s h e r v o r z u ­
h e b e n . 

18 D e p a r t m e n t o f S t a t e B u l l e t i n v o m 12. J a n u a r 1970, S. 4 1 . 
19 U N - D o c . A / P V . 2 2 0 1 v o m 14. D e z e m b e r 1973, S. 12 ; v g l . z u r P r o b l e m a ­

t i k E g o n S c h w e l b : T h e I n t e r n a t i o n a l C o u r t o f J u s t i c e a n d t h e 
H u m a n R i g h t s C l a u s e s o f t h e C h a r t e r , A J I L 66(1972) , 337. 

20 U N - D o c . A / C . 3 / S R . 2 0 4 8 v o m 6. D e z e m b e r 1973. 
2 1 S i e h e V N 16. J g . (1968) H e f t 2 , S . 37. 
22 D i e d i e s b e z ü g l i c h e n U N - R e s o l u t i o n e n s i n d i n d e r v o n W i l h e l m 

B e r t r a m i m V e r l a g d e s B u n d e s a n z e i g e r s u n t e r d e m T i t e l > D e r i n ­
t e r n a t i o n a l e S c h u t z d e r M e n s c h e n r e c h t e < h e r a u s g e g e b e n e n Ü b e r ­
s i c h t ü b e r d i e v ö l k e r r e c h t l i c h e n U b e r e i n k o m m e n u n d a n d e r e D o ­
k u m e n t e d e r V e r e i n t e n N a t i o n e n u n d d e s E u r o p a r a t s a u f d e m G e ­
b i e t d e r M e n s c h e n r e c h t e i n d e u t s c h e r U b e r s e t z u n g a b g e d r u c k t . 

23 U N - D o c . A / 8 0 3 5 v o m 28. A u g u s t 1970, S . 56. E i n e n g u t e n U b e r b l i c k 
ü b e r d i e z . Z . b e s t e h e n d e n i n t e r n a t i o n a l e n S i c h e r u n g s v e r f a h r e n 
z u m S c h u t z e d e r M e n s c h e n r e c h t e b i e t e n d a s W e r k v o n K h o l : Z w i ­
s c h e n S t a a t u n d W e l t s t a a t , 1969, s o w i e d e r A u f s a t z v o m H u m p h r e y : 
T h e I n t e r n a t i o n a l L a w o f H u m a n R i g h t s i n t h e M i d d l e T w e n t i e t h 
C e n t u r y , i n : I n t e r n a t i o n a l L a w A s s o c i a t i o n 1873—1973, T h e P r e s e n t 
S t a t e o f I n t e r n a t i o n a l L a w , S. 75. 

24 V g l . d i e e n t s p r e c h e n d e n Ä u ß e r u n g e n d e s a u s t r a l i s c h e n D e l e g i e r t e n 
M r . P e t h e r s b r i d g e , U N - D o c . A / C . 3 / S R . 2 0 4 8 v o m 6. D e z e m b e r 1973. 

A n h a n g 

G E N E R A L V E R S A M M L U N G — G e g e n s t a n d : E r r i c h t u n g d e s A m t e s 
e i n e s H o h e n K o m m i s s a r s d e r V e r e i n t e n N a t i o n e n f ü r M e n s c h e n ­
r e c h t e . — E n t s c h l i e ß u n g 3136 ( X X V I I I ) v o m 14. D e z e m b e r 1973 

D i e G e n e r a l v e r s a m m l u n g , 

— u n t e r H i n w e i s a u f i h r e E n t s c h l i e ß u n g 2841 ( X X V I ) v o m 18. D e z e m ­
b e r 1971 u n d a u f d i e E n t s c h l i e ß u n g d e s W i r t s c h a f t s - u n d S o z i a l r a t s 
1237 ( X L I I ) v o m 6. J u n i 1967, 

— i n B e a c h t u n g d e r B e r a t u n g e n d e r G e n e r a l v e r s a m m l u n g , d i e s e i t 
i h r e r z w a n z i g s t e n T a g u n g ü b e r d e n T a g e s o r d n u n g s p u n k t » E r r i c h ­
t u n g d e s A m t e s e i n e s H o h e n K o m m i s s a r s d e r V e r e i n t e n N a t i o n e n 
f ü r M e n s c h e n r e c h t e < s t a t t g e f u n d e n h a b e n , 

— i n B e a c h t u n g f e r n e r d e r N o t e d e s G e n e r a l s e k r e t ä r s z u d i e s e r F r a g e , 
— e i n g e d e n k d e r P r o k l a m a t i o n v o n T e h e r a n v o m 13. M a i 1968, 
— i m H i n b l i c k a u f d i e i m R a h m e n d e r V e r e i n t e n N a t i o n e n b e s t e h e n ­

d e n V e r f a h r e n z u r D u r c h s e t z u n g d e r M e n s c h e n r e c h t e u n d G r u n d ­
f r e i h e i t e n , a u f d i e V e r f a h r e n d e r v e r s c h i e d e n e n O r g a n e u n d K ö r ­
p e r s c h a f t e n d e r V e r e i n t e n N a t i o n e n s o w i e a u f d i e v e r s c h i e d e n e n 
V o r s c h l ä g e , d i e i m L a u f e d e r B e r a t u n g e n d i e s e r G r e m i e n z u r w i r k ­
s a m e r e n D u r c h s e t z u n g d e r M e n s c h e n r e c h t e u n d G r u n d f r e i h e i t e n 
g e m a c h t w o r d e n s i n d , 

— i n d e r H o f f n u n g , d a ß d i e I n t e r n a t i o n a l e n M e n s c h e n r e c h t s p a k t e i n 
n a h e r Z u k u n f t i n K r a f t t r e t e n w e r d e n , 

1 . b e k r ä f t i g t i h r e U b e r z e u g u n g , d a ß w e i t e r e M a ß n a h m e n e r w o g e n 
w e r d e n s o l l t e n , u m d i e a l l g e m e i n e V e r w i r k l i c h u n g d e r M e n s c h e n ­
r e c h t e u n d G r u n d f r e i h e i t e n f ü r a l l e o h n e j e d e n U n t e r s c h i e d s i c h e r ­
z u s t e l l e n ; 

2. b e s c h l i e ß t , d i e E r w ä g u n g v o n A l t e r n a t i v l ö s u n g e n , W e g e n u n d 
M ö g l i c h k e i t e n i m R a h m e n d e r V e r e i n t e n N a t i o n e n z u r V e r b e s s e ­
r u n g d e s w i r k s a m e n G e n u s s e s d e r M e n s c h e n r e c h t e u n d G r u n d f r e i ­
h e i t e n s t ä n d i g w e i t e r z u v e r f o l g e n ; 

3. b e s c h l i e ß t d a h e r , d e n P u n k t » A l t e r n a t i v l ö s u n g e n , W e g e u n d M i t t e l 
i m R a h m e n d e r V e r e i n t e n N a t i o n e n z u r V e r b e s s e r u n g d e s w i r k ­
s a m e n G e n u s s e s d e r M e n s c h e n r e c h t e u n d G r u n d f r e i h e i t e n < a u f d i e 
v o r l ä u f i g e T a g e s o r d n u n g i h r e r d r e i ß i g s t e n T a g u n g z u s e t z e n . 

A b s t i m m u n g s e r g e b n i s : + 1 0 5 ; — 0 ; = 2 3 : A f g h a n i s t a n , A l b a n i e n , A l ­
g e r i e n , B i r m a , B u l g a r i e n , C h i n a , C o s t a R i c a , G u a t e m a l a , I r a n , 
K a m e r u n , L i b y e n , M a l i , N e u s e e l a n d , N i g e r , O b e r v o l t a , P o r t u g a l , 
S a m b i a , S c h w e d e n , S e n e g a l , S y r i e n , T s c h a d , U r u g u a y , Z a i r e . 
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